
01. September 2024

CDU-Antrag zu Sicherheit für Radfahrer
an der Weseker Straße abgelehnt

CDU-Antrag zur Sicherheit von Radfahrern an der Weseker
Straße in Borkenwirthe wird abgelehnt. Zebrastreifen sind

nicht möglich.

Die Diskussion über die Sicherheit für Radfahrer an der Weseker
Straße in Borkenwirthe bleibt in der politischen Agenda präsent.
Am 1. September 2024 wurde erneut auf die Problematik
hingewiesen, insbesondere an den Kreuzungen zu Engeland
Esch und Schwarzen Weg. Hier hatte die CDU vor mehr als
einem Jahr beantragt, dass die Stadtverwaltung zusammen mit
dem Kreis die Möglichkeit prüft, Zebrastreifen für Radfahrer und
Fußgänger einzurichten.

Doch die Antwort der Stadtverwaltung kommt nun eher
ernüchternd. Diese hebt hervor, dass eine solche Maßnahme nur
in sogenannten Gefahrenstellen möglich sei. Gemäß der
Straßenverkehrsordnung darf ein Zebrastreifen an Hauptstraßen
nur dann eingerichtet werden, wenn dort eine Häufung von
Unfällen verzeichnet wird oder sich die Straßen in der
unmittelbaren Nähe von Schulen befinden.

Politische Initiative und die Reaktion der
Verwaltung

Die CDU hatte gehofft, durch ihren Antrag eine Verbesserung
der Sicherheitslage für Radfahrer und Fußgänger an den
erwähnten Kreuzungen herbeizuführen. Der Antrag war eine
politische Initiative, um das Bewusstsein für die Gefahren zu
schärfen, die Radfahrer und Fußgänger in diesem Bereich



möglicherweise ausgesetzt sind. Mit dem Vorstoß wollte die CDU
die Stadtverwaltung drängen, aktiv zu werden und mögliche
Lösungen zu finden.

Trotz der klaren Absage seitens der Stadtverwaltung bleibt die
Frage offen, wie ernsthaft die Sicherheitsbedenken betrachtet
werden. Der Umgang mit der Thematik könnte möglicherweise
als Zeichen für unzureichende Maßnahmen zur Sicherheit im
Straßenverkehr gewertet werden. Stadtverwaltung und politisch
Verantwortliche stehen nun unter Druck, die Lage zu evaluieren
und gegebenenfalls andere Maßnahmen in Betracht zu ziehen.

Die Straßenverkehrsordnung im Detail

Die Straßenverkehrsordnung spielt eine zentrale Rolle bei der
Entscheidung, ob Zebrastreifen eingerichtet werden dürfen.
Diese spezifischen Regelungen sind darauf ausgelegt, die
Sicherheit im Verkehr zu gewährleisten, insbesondere an
vielbefahrenen Hauptstraßen. In Fällen, wo regelmäßig Unfälle
passieren oder sich gefährliche Situationen herauskristallisieren,
ist die Einrichtung eines Zebrastreifens denkbar.

Allerdings zeigt sich in diesem konkreten Fall eine gewisse
Zurückhaltung. Die klare Definition von „Gefahrenstelle“ könnte
eine Hürde darstellen, insbesondere wenn es an dokumentierten
Unfallzahlen mangelt. Doch der Alltag von Radfahrern und
Fußgängern an der Weseker Straße zeigt, dass eine derartige
Maßnahme dringend erforderlich ist, um das Sicherheitsgefühl
und die tatsächliche Sicherheit zu erhöhen.

Die Ablehnung der CDU-Anregung könnte auch als Signal
wahrgenommen werden, dass die Anliegen von Radfahrern und
Fußgängern nicht ausreichend gewürdigt werden. In einer Zeit,
in der immer mehr Menschen umweltfreundliche Verkehrsmittel
wie Fahrräder wählen, sollte die Sicherheit auf den Straßen
oberste Priorität haben.

Es bleibt abzuwarten, ob die Stadtverwaltung unter dem Druck



der politischen Diskussion und der Öffentlichkeit bereit ist, neue
Überlegungen anzustellen oder alternative Maßnahmen zu
prüfen. Die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer sollte im
Vordergrund stehen, um einen Beitrag zu einem harmonischen
Miteinander im Straßenverkehr zu leisten. Aktivistische Stimmen
könnten auch darauf drängen, dass vergleichbare Situationen in
der Zukunft nicht in der gleichen Art und Weise entschärft
werden, wie es diesmal der Fall war.

Details
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